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Iuhalt: gebäude überhaupt zwei ganz verſchiedene Feuerrayone beſtehen ſollen. 
Denn wenn die nöthige Feuerſicherheit bei Anwendung der Beſtimmungen 
des mehrerwähnten § 25 als vorhanden betrachtet wird, wenn es ſich 
um den Bau einer neuen Eiſenbahn handelt, jo muß doch dieſelbe 
Nach 8 42 Forſtgeſetz muß auch bei Entgegenhalt von Verträgen die politiſche Sicherheit auch in jenen Fällen vorausgeſetzt werden, wenn innerhalb 

Behörde bei Abgang eines Vergleiches über angemeldete Schadenerſatz⸗ des in dieſem § 25 beſtimmten Fenerrayons durch einen Privaten ein 

anſprüche einen zwiſchenweiligen Schadenerſatz ſicherſtellen. 8 Neubau, Um⸗, Zu⸗ oder Adaptirungsbau längs einer beſtehenden Eiſen⸗ 
Wenn ſich im gemeinſchaftlichen Haushalte lebende Familienmitglieder an einem bahn geführt wird. Der zweite Grund aber, welcher den Fortbeſtand 


unbefugten Ausſchanke geiſtiger Getränke betheiligen, erſcheint das Familien⸗ E ; 
haupt für die hiedurch begangene Uebertretung verantwortlich und ftrafbar. der Giltigkeit des Hofkanzleidecretes vom 28. December 1843 neben 


Betreffend die Beſtimmungen über den Feuerrayon für Privat⸗ 
bauten in der Nähe einer Eiſenbahn. - 


Mittheilungen aus der Praxis: 


Literatur. dem $ 25 der Miniſterialverordnung vom 25. Jänner 1879 zum min⸗ 
Geſetze und Verordnungen. deſten als höchſt zweifelhaft erſcheinen läßt, it im erſten Alinea des 
Perſonalien. 8 48 dieſer letzterwähnten Verordnung zu ſuchen“ 

Erledigungen. 8 Bei der Vorlage dieſer Anfrage an das Handelsminiſterium 


bemerkte die Statthalterei, „daß eine allgemeine Banordnung für Tirol 
nicht beſteht und daß zwar der § 25 der Miniſterialverordnung vom 
Betreffend die Beſtimmungen über den Feuerrayon für Privat- 25. Jänner 1879, R. G. Bl. Nr. 19, allerdings nur die feuerſicheren 
bauten in der Nähe einer Eiſenbahn. Herſtellungen bei im Baue begriffenen Bahnen im Auge hat, daß aber 
der von der Generalinſpection bezogene Erlaß des Miniſteriums des 

Aus Anlaß eines im Feuerbereiche der B.⸗M.'er Eiſenbahn im 


Innern vom 7. Juni 1883, Nr. 7968, und die mit dieſem Erlaſſe 
Stadtbezirke B. geführten Zubaues zu einem beſtehenden Wohnhauſe in Erinnerung gebrachten früheren Beſtimmungen nur die Competenz 
vertrat der Stadtmagiſtrat in B. die Anſchauung, daß der Feuerbereich für Privatbauten längs den Bahnen und den Vorgang bei ſolchen Bau⸗ 
der Locomotiv⸗Eiſenbahnen nunmehr durch $ 25 der Handelsminifterial- geſuchen regeln, wodurch die Frage, ob unter „Umgebung der Bahn“ 
verordnung vom 25. Jänner 1879, R. G. Bl. Nr. 19, im Allge- | (8 99 der Eiſenbahnbetriebsordnung) der Feuerrayon des mehrbezogenen 
meinen geregelt ſei und daß bei Bemeſſung des Feuerrayons anläßlich | § 25 oder aber die im Hofkanzleideerete vom 28. December 1843, 
eines Privatbaues längs der Eiſenbahnen nur mehr die Beſtimmungen Z. 40.114, beſtimmten Entfernungen zu verſtehen ſeien, nicht gelöst 


des vorcitirten Paragraphes in Anwendung zu bringen ſeien. ſcheint.“ 

Die Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen hat jedoch in ihrer Hierüber hat das Handelsminiſterium unterm 13. Juni 1884, 
an dieſen Magiſtrat gerichteten Zuſchrift den gegentheiligen Standpunkt Z. 42.391, Nachſtehendes eröffnet: 
eingenommen und dem Magiſtrate aufklärend bemerkt, „daß für Bau⸗ „Die Beſtimmungen des Abſchnittes F. der Handelsminiſterial⸗ 


führungen der Anrainer in der Nähe von beſtehenden Eiſenbahnen die verordnung vom 25. Jänner 1879, R. G. Bl. Nr. 19, insbeſondere 
Beſtimmungen über den Feuerrayon nicht durch die Handelsminifterial- § 25 derſelben, haben den Zweck, den Umfang der den Eiſenbahn⸗ 
verordnung vom 25. Jänner 1879, R. G. Bl. Nr. 19, gegeben find, | unternehmungen im Grunde des 8 10, lit. a des Eiſenbahnconceſſions⸗ 
ſondern daß der im 8 7 der Bauordnung für Tirol (2) erwähnte geſetzes vom 14. September 1854, R. G. Bl. Nr. 238, obliegenden 
Rayon oder Feuerbereich durch die Vorſchriften des Hofkanzleidecretes Verpflichtung zu feuerſicheren Herſtellungen an den längs der Eifen- 
vom 28. December 1843, Z. 40.114, beftimmt iſt, in welcher Bezie- bahntrace gelegenen Gebäuden feſtzuſetzen, beziehungsweiſe dieſe Ver⸗ 
hung auch der Erlaß des hohen Miniſteriums des Innern vom 7. Juni pflichtung auf ein beſtimmtes Maß einzuſchränken, während durch das 
1883, Z. 7968, ausdrückliche Weiſungen enthält.“ Hofkanzleidecret vom 28. December 1843, 3. 40.114 / 1665 

Dawider machte der Stadtmagiſtrat von B. folgende Vorſtellung: (Eiſenbahngeſetzſammlung Pollanetz⸗Wittek I. Band, Seite 71 u. ff.), 
„Abgeſehen davon, daß der Stadtmagiſtrat in dieſer Aufklärung keine der Feuer- und Sicherheitsrayon für Neubauten längs der in Aus- 
auf die Feſtſetzung des Feuerrayons bezugnehmende Anordnung za führung begriffenen oder ſchon beſtehenden Eiſenbahnen, u. z. auch im 
erblicken vermag, iſt es ihm aus zwei Gründen nicht völlig klar, daß Intereſſe des Beſtandes der Bahnen und der Sicherheit des Betriebes 
angeſichts der Beſtimmungen des $ 25 der Miniſterialverordnung vom feſtgeſtellt und ſonach Verpflichtungen der Anrainer gegenüber den Eiſen⸗ 
25. Jänner 1879 noch immer das Hofkanzleidecret vom 28. December bahnen normirt werden. Wie ſchon aus dem Hofkammer⸗Präſtdial⸗ 
1843 für die Bauten der Eiſenbahnanrainer Giltigkeit haben ſollte; erlaſſe vom 28. Jänner 1844, 3. 46 E. P., an die beſtandene 
denn ſür's Erſte hat ja auch der § 25 der Miniſterialverordnung vom k. k. Generaldirection der Staatseiſenbahnen, aus dem Erlaſſe dieſer 
25. Jänner 1879 nur die Privatbauten der Anrainer im Auge, für letzteren vom 3. Februar 1844, 3. 372, an die untergeordneten Bau⸗ 
welche er den Feuerrayon ganz abweichend vom obeirtirten Hofkanzlei⸗ leitungen und Grundeinlöſungscommiſſionen, endlich aus dem Handels⸗ 
decrete feſtſtellt, und es iſt nicht abzuſehen, daß für dieſe Anrainer⸗ miniſterialerlaſſe vom 8. Auguſt 1858, 3. 2307 H. M., an die 


= — 


Statthaltereien von Ober⸗ und Niederöſterreich hervorgeht, faßt das bett einzulagernden, mit Steinen ausgepolſterten Vorroſtes eine Unter⸗ 
Hofkanzleidecclet vom 28. December 1843, 3. 40.114/1665, den ſtützung gewähren. 

Feuer⸗ und Sicherheitsrayon bei Herſtellungen neuer Gebäude in der Von Seite des Sachverſtändigen wurde die Frage, ob die gegen- 
Nachbarſchaft der Eiſenbahnen ſtrenger auf, als jene Verordnungen, wärtig unter dem Holzrechen beſtehende Schotteranhäufung, wodurch das 
durch welche ſeinerzeit der Umfang der Verpflichtung der Eiſenbahn⸗ Waſſer gegen die Arche des Werkkanales gedrängt wird und dieſe unter— 
unternehmungen in Abſicht auf die feuerſichere Herſtellung beſtehender wäſcht, und ob dieſe ungünſtigen Verhältniſſe ſich erſt jetzt ſeit dem Beſtande 
Gebäude feſtgeſetzt wurde, an Stelle deren ſeither die Verordnung vom des ſteinernen Rechens gebildet, oder nicht auch beim früheren hölzernen 
25. Jänner 1879, R. G. Bl. Nr. 19, getreten iſt. Die letzteren Rechen vorgekommen ſind, nicht beantwortet; ebenſo wenig gab der Sach⸗ 
Beſtimmungen haben die möglichſte Erhaltung, beziehungsweiſe die Er⸗ verſtändige ein Urtheil darüber ab, ob die Einwirkung des Rechens und 
möglichung des Fortbeſtehens der in der Nähe der Eiſenbahnen be⸗ des Triftens auf die Meſſingfabrik dieſe zu einer Forderung an das 
findlichen Gebäude im Auge, während das mearerwähnte Hofkanzlei⸗ rar auf Grund der bezüglichen Kaufs- und Uebernahmsver⸗ 
decret vom 28. December 1843, Z. 40.114, den ausgiebigſten Schutz | träge berechtigen 

der Eiſenbahnen gegen jene Gefahren beabſichtigt, welche aus zu Der Vertreter des Forſtärars proteſtirte auf Grund des Vertra⸗ 
großer Nähe von Neubauten für den Beſtand und die Sicherheit des | ges vom Jahre 1871 gegen die Heranziehung des Forſtärars zu einer 
Betriebes der Bahnen erwachſen könnten.“ neuerlichen Verpflichtung. 

Ueber dieſen Erlaß fand ſich die Statthalterei in J. beſtimmt, Mit bezirkshauptmannſchaftlichem Erlafſſe vom 10. Mai 182, 
das Handelsminiſterium darauf aufmerkſam zu machen, „daß in dem Z. 2427, wurde die Holztrift bewilligt und die A.'er Meſſingſabrik, mit 
mit dem h. Circularerlaſſe vom 3. Februar 1879, Nr. 2216, herabge⸗ Rückſicht auf den zwiſchen ihr und dem Forſtärar abgeſchloſſenen Ver⸗ 
langten Verzeichniſſe jener Erläſſe, welche in Folge des 5 48 der trag vom 28. October 1871, mit ihrem Petitum zurückgewieſen. 


Miniſterialverordnung vom 25. Jänner 1879 überflüſſig geworden ſind, In dem Statthaltereirecurſe leitete der Vertreter des Meſſing⸗ 
oder mit deren Beſtimmungen nicht mehr im Einklange ſtehen und daher werkes ſeine Schadenerſatzanſprüche aus dem § 34 Forſtgeſetz ab. 
ausdrücklich außer Kraft geſetzt wurden, unter Poſt 16 fi auch der Der Vertreter des Forſtärars ſtellte dieſer Forderung die mit ge⸗ 


Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom nannter Gewerkſchaft abgeſchloſſenen Verträge vom 16. November 1855 
6. Februar 1875, Nr. 1172, befindet, womit angeordnet wurde, daß und 28. October 1871 entgegen, laut welchen die fraglichen Archen 
bis zur Einführung eines Eiſenbahnpolizeigeſetzes rückſichtlich der zu tref⸗ von der Fabrik zu erhalten find. 
fenden Vorkehrungen anläßlich der Herſtellung neuer Gebäude an den Die k. k. Statthalterei hat mit Entſcheidung vom 14. Jänner 1883, 
in der Ausführung ſtehenden Staatseiſenbahnen unter anderen Vorſchriften Z. 106, „in Rückſicht darauf, daß im vorliegenden Falle von Seite der 
auch jene des Hofkanzleidecretes vom 28. December 1843, Z. 40.114, Sachverſtändigen ein fixer Entſchädigungsbetrag weder ermittelt, noch 
zur Richtſchnur genommen werden müſſe. Es können daher leicht gegrün⸗ ausgeſprochen wurde, ferner eine Partei ſich auf Verträge beruft, welche 
dete Bedenken darüber entſtehen, ob nicht durch die Handelsminifterial- von der Gegenpartei nicht anerkannt und auf den conereten Fall als 
verordnung vom 25. Jänner 1879, R. G. Bl. Nr. 19, beziehungsweiſe nicht zutreffend bezeichnet werden, die Fabrik nach § 42 des Forſigeſetzes 
durch den Handelsminiſterialerlaß vom 3 Februar 1879, Nr. 2216, mit ihren Erſatzanſprüchen auf den ordentlichen Rechtsweg gewiefen, nach⸗ 
das Hofkanzleidecret vom 28. December 1843, Nr. 40.114, überhaupt dem ein gütliches Uebereinkommen der Parteien nicht erzielt werden 
gänzlich aufgehoben worden ſei, und dürfte ſich daher eine allgemeine konnte.“ 
diesfällige Erläuterung als wünſchenswerth herausſtellen.“ Das k. k. Ackerbauminiſterium hat dieſe Entſcheidung mit Erkenntniß 

Ueber dieſe gegebene Anregung hat nun das Handelsminiſterium vom 21. März 1884, 3. 16.031, behoben und eine neuerliche Erhe⸗ 
mit Erlaß vom 29. Juli 1884, Z. 23.277, Folgendes eröffnet: „Aus | bung und inſtanzmäßige Entſcheidung über das Begehren der recur⸗ 
den bereits in dem Erlaſſe vom 13. Juni 1884, Z. 42.391 de 1883, rirenden Fabrik im Sinne der folgenden Andeutungen angeordnet: 
angeführten Gründen ergibt ſich als naturgemäße Conſequenz, daß durch „Das Meſſingwerk A. hat wegen Unterwaſchung der Kanalarche 
die Beſtimmungen der Verordnung vom 25. Jänner 1879, R. G. Bl. durch die Triftwäſſer einen Schadenerſatzanſpruch auf Grund des 
Nr. 19, über feuerſichere Herſtellungen lediglich jene beſtandenen Vor⸗ § 34 F. G. angemeldet. Bei der hierüber am 21. October 1882 vor⸗ 
ſchriften tangirt erſcheinen, welche die Veränderung an vorhandenen An⸗ genommenen Localerhebung wurden vom Vertreter des Forſtärars als 
rainerobjecten in Folge einer neuen Bahnanlage im Auge haben und Triftunternehmer gegen die Schadenerſatzanſprüche des Meſſingwerkes 
daß daher auch die mit dem Erlaſſe vom 3. Februar 1879, Z. 2216, folgende zwei Einwendungen erhoben: 
getroffene Verfügung nur auf frühere Erläſſe dieſer Gattung Bezug hat. 1. Im Protokolle vom 11. Jänner 1856, welches einen inte⸗ 
Die Derogirung der Beſtimmungen des Hofkanzleidecretes vom 28. De⸗ grirenden Beſtandtheil des Vertrages vom 16. November 1855 bildet, 
cember 1843 durch den Generalinſpectionserlaß vom 6. Februar 1875, iſt im § 8 die Beſtimmung enthalten, daß der Fabrik die Erhaltung 
3. 1172, erſcheint übrigens auch durch die Verſchiedenartigkeit des von Wegen, Brücken, Archen und Waſſerleitungen obliegt und ebenſo 
Zweckes und der Rechtswirkſamkeit der betreffenden Anordnungen ausge⸗ iſt in dieſem Protokolle vom 29. September 1855 unter der Auffſchrift 
ſchloſſen. Zu einer allgemeinen Erläuterung glaubt daher das Handels⸗T„Archen“ die Beſtimmung enthalten, daß die dort näher bezeichneten 
miniſterium um ſo weniger eine Veranlaſſung zu haben, als die äußerſt Archen von der Fabrik zu erhalten ſind. 
geringe Anzahl von Zweifeln, welche über die Tragweite der einſchlä⸗ 2. Im Vertrage vom 28. October 1871 wurden ſeitens des 
gigen Beſtimmungen der Verordnung vom 25. Jänner 1879, R. G. Bl. Forſtärars zur Beſeitigung der der Meſſingfabrik aus Anlaß der ära⸗ 
Nr. 19, unmittelbar nach dem Erſcheinen derſelben aufgeht, waren, riſchen Holztriften auf der B.’er Arche ergehenden „Schäden“ mit ausdrück⸗ 
bereits fallweiſe behoben worden iſt.“ H. H. licher Einwilligung des Vertreters der Meſſingſabrik Verpflichtungen 
übernommen, über welche hinaus das Forſtärar zu gehen nicht geſon⸗ 
nen iſt. 

Aus dieſen Beſtimmungen wurde der Schluß gezogen, daß das 
Soner zum Erſatze der angeſprochenen, durch die Trift verurſachten 
Schäden an der Kanalarche der Meſſingſabrik nicht verpflichtet ſei. 
Nach $ 42 Forſtgeſetz muß auch bei Entgegenhalt von Verträgen Beide Einwendungen erſcheinen jedoch unbegründet. 
die politiſche Behörde bei Abgang eines Vergleiches über ene al 1. Abgeſehen davon, daß das am 11. Jänner 1856 aufge- 
meldete eee e e e eee Schaden: nommene Protokoll unmöglich einen integrirenden Beſtandtheil des bereits 

eee eee viel früher namentlich am 16. November 1855 ausgefertigten Vertrages 

Ueber Anſuchen des ärariſchen Triftunternehmers J. A. in B. bilden kann, und im letzteren auch nicht als ein ſolcher Beſtandtheil er⸗ 
um die Triftbewilligung auf der B.’er Arche fand am 19. April 1882 klärt wurde, iſt das Protokoll am 11. Jänner 1856 ausdrücklich nur 
die Uferbegehung des Triftbaches ſtatt und ſtellte der Vertreter der zu dem Zwecke aufgenommen worden, um „die vorzüglichen Momente 
Meſſingfabrik A. in Anbetracht, daß durch die ärariſche Holztrift die der Uebergabe und Uebernahme der A.'er Meſſingfabrik ſammt Zugehör und 
Arche des Werkkanales unterwaſchen wird, die Forderung, das Forſtärar Vorräthen ſicherzuſtellen.“ Schon hieraus folgt, daß das Proto⸗ 
möge zum Schutze der Arche des Werkkanales am linksſeitigen Ufer des koll nicht den Zweck hatte, neue im Vertrage nicht enthaltene Verbind⸗ 
Triftwaſſers eine Summe und für die Herſtellung eines, in das Bach- lichkeiten zwiſchen Käufer und Verkäuſer zu begründen, ſondern nur den 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Vorgang bei Durchführung des Vertrages zu conſtatiren. Noch deutlicher 
geht dieſer Zweck des Protokolles aus dem ganzen Inhalte desſelben her⸗ 
vor, welcher zumeiſt in der Aufzählung der dem Käuſer übergebenen 
Objecte, Urkunden und Aufſchreibungen, dann Material und ſonſtigen 
Vorräthen beſteht. In diefem Protokolle wird nun ähnlich, wie dies 
z. B. bezüglich der „Rechte“ im 8 5, bezüglich der „Steuer und Ge- 
meindeumlagen“ im 8 6, bezüglich der „freiwilligen Gaben für religiöſe 
und milde Zwecke“ im 87 geſchieht, in dem mit „Laſten und Verbind⸗ 
lichkeiten“ überſchriebenen $ 8 bemerkt, daß die Erhaltung der Wege, Archen 
u. ſ. w. der Fabrik obliegt. Die zuletzt bezogenen Paragraphe des Protokolls 
vom 11. Jänner 1856 entſprechen genau der Beſtimmung im $ 5 des Ver 
trages vom 16. November 1855, wornach mit dem Tage der Uebernahme 
„auch alle mit dem Kaufobjecte verbundenen Laſten und Abgaben, als 


Steuern, Gemeindebeiträge, ſonſtige, von der Meſſingfabrik zu frommen 


Zwecken ſtetig geleiſtete Beiträge, Reparaturen ꝛc. an den Käufer über⸗ 
gehen. Wollte man aber auch per inconcessum annehmen, daß mit der 
Beſtimmung im § 8 des Protokolls vom 11. Jänner 1856 eine neue, 
vom Vertrage ddo. 16. November 1855 abweichende Verbindlichkeit der 
Meſſingfabrik begründet wurde, ſo kann derſelben doch kein anderer Sinn 
beigelegt werden, als daß die Verpflichtung zur Erhaltung der Arche 
u. ſ. w. von nun an der Meſſingſabrik als Eigenthümerin der Anlage 
obliegt, keineswegs könnte aber daraus der Schluß gezogen werden, daß 
dieſe Archen von einem Dritten, oder dem Forſtärar als Verkäufer durch 
die Holztrift oder die Triftanlagen beſchädigt werden können, ohne 
daß der Eigenthümer der Arche berechtigt wäre, die ihm hiefür nach 
§ 34 F. G. gebührende Entſchädigung zu ſordern. Dasſelbe gilt auch 
von der gleichen Beſtimmung des übrigens nicht beigebrachten Protokolls 
vom 22. September 1855, wenn dieſe Beſtimmung den vom Vertreter 
des Forſtärars angeführten Wortlaut hat. 

ad 2. Im Vertrage vom 28. October 1871 hat ſich das Forſt⸗ 
ärar anläßlich mehrerer Beſchwerden der Meſſingfabrik wegen Nicht⸗ 
einhaltung eingegangener Verpflichtungen und zugefügter Schäden ver⸗ 
pflichtet, zur Beſeitigung der der genannten Fabrik durch die ärariſchen 
Holztriſtungen zugehenden Schäden gewiſſe Herſtellungen auszuführen; 
es iſt jedoch in dieſem Vertrage ſeitens der Fabrik weder auf die 
Herſtellung weiterer Verkehrungen für den Fall, als ſich dieſelben nicht 
als genügend erweiſen ſollten, noch auf das Recht zur Forderung eines 
Erſatzes für allfällige, durch die Trift oder die Triftanlagen dennoch 
erlittene Schäden Verzicht geleiſtet worden. 

Nachdem hiernach die Einwendungen des Forſtärars nicht begründet 
erſcheinen, iſt die recurrirte Entſcheidung zu prüfen. 

Mit der Statthalterei⸗Entſcheidung vom 14. Jänner 1883, Z. 106, 
wurde die Meſſingfabrik mit ihren Erſatzanſprüchen, welche vom Forſt⸗ 
ärar auf Grund der bezüglichen Verträge verweigert wurden, in An⸗ 
wendung des § 42 F. G. auf den ordentlichen Rechtsweg gewieſen, 
nachdem ein gütliches Uebereinkommen der Parteien nicht erzielt werden 
konnte. Nun beſchränkt ſich aber der Wirkungskreis der politiſchen Be⸗ 
hörden bei rechtzeitig ($ 40 F. G.) angemeldeten Schadenerſatzanſprüchen 
nicht auf den Verſuch zur Erzielung eines gütlichen Vergleiches zwiſchen den 
Parteien, ſondern es iſt vielmehr Pflicht der Behörde, die Höhe der 
Schadenerſätze durch Sachverſtändige auszumitteln und die ausgemittelten 
Beträge ſicherzuſtellen, d. i. im Entſcheidungswege auszuſprechen, und 
eventuell erlegen zu laſſen. Dieſer Verpflichtung dürfen ſich die politiſchen 
Behörden um ſo weniger entziehen, als ſie ſonſt eine ihnen nicht zu⸗ 
ſtehende Entſcheidung über die Klägerrolle im künſtigen Rechtsſtreite 
treffen würden. Wird nämlich Derjenige, welcher den Erſatz anſpricht, 
beim Nichtzuſtandekommen eines Vergleiches ſofort einfach auf den 
Rechtsweg gewieſen, ſo muß er, wenn er ſeinen Anſpruch verfolgen 
will, den Triftunternehmer klagen; während, wenn die politiſchen Behörden 
nach der Vorſchriſt des $ 42 F. ©. die ausgemittelten Beträge in⸗ 
zwiſchen ſicherſtellen und die Parteien, alſo beide, auf den Rechtsweg 
weiſen, dieſer nur von jenem Theile betreten zu werden braucht, welcher 
ſich mit dem Ausſpruche der politiſ chen Behörde nicht zuſriedenſtellt 
und dieſer Theil ſowohl der Beſchädigte als auch der Triftunternehmer 
ſein kann. 

Im vorliegenden Falle erſcheint durch das Commiſſionsprotokoll 
vom 21. October 1882 conſtatirt, und wird auch vom Forſtärar nicht 
in Abrede geſtellt, daß die Gefahr für die Arche der Meſſingfabrik 
durch die ärariſche Trift, beziehungsweiſe die Triftanlage erhöht wird. 

Es hätte deshalb auch ungeachtet der Einwendung des Forſt⸗ 
ärars nach 8 42 F. G. über das von der Meſſingfabrik auf Grund 
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des 8 34 F. G. geſtellte Begehren um Vergütung der Triftſchäden, 
reſpective um Leiſtung eines Beitrages zur Erhaltung der Arche das 
Gutachten der Sachverſtändigen eingeholt und darüber inſtanzgemäß 
entſchieden werden ſollen. 

Hiebei bleibt ſelbſtverſtändlich derjenigen Partei, welche ſich mit 
dem Ausſpruche der politiſchen Behörde nicht zufriedenſtellt, nach 8 42 
F. G. und Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 144, vorbehalten, Abhilfe gegen die andere Partei im 
ordentlichen Rechtswege zu ſuchen.“ M. R. 


Wenn ſich im gemeinſchaftlichen Haushalte lebende Familienmit⸗ 

glieder an einem unbefugten Ausſchanke geiſtiger Getränke bethei⸗ 

ligen, erſcheint das Familienhaupt für die hiedurch begangene Ueber⸗ 
tretung verantwortlich und ſtrafbar. 

Ueber Anzeige des Propinationspächters in O. Sch., Leiſer H., 
hat die Bezirkshauptmannſchaft C. am 27. März 1882 gegen Joſſel M. 
und deſſen Sohn Leiſer M. wegen des ihnen zur Laſt gelegten Winkel⸗ 
ausſchankes eine Strafverhandlung durchgeführt. 

Die als Zeugen einvernommenen Inſaſſen in O. Sch. geben an, 
daß ſie im Jänner 1882 im Haufe des Joſſel M. Branntwein gekauft 
haben, welchen ihnen Leiſer M., Sohn des Joſſel M., verabreicht und 
das hiefür entſallende Geld von 2 kr. per Glas entgegengenommen habe. 
Der Zeuge Georg P. fügte noch bei, daß bei dem fraglichen Brannt⸗ 
weineinkauſe der Vater des Leiſer M., Joſſel M., zugegen war. Lei⸗ 
ſer M. ſtellte bei der ſeitens der Bezirkshauptmannſchaft eingeleiteten 
Strafverhandlung dieſe Ausſagen der Zeugen einfach in Abrede; Joſſel 
M. gab an, daß ſein Sohn Leiſer ſich wohl bei ihm aufhalte und 
ihm bei der Führung des Krämereigeſchäftes behilflich ſei, allein ſich 
mit dem Branntweinſchanke nicht beſchäftige. Im Uebrigen behauptete 
der Deponent, es ſei ihm unmöglich, das Factum, daß ſein Sohn 
Leiſer keinen Branntwein ausſchänke, zu beeiden, weil er mitunter vom 

Geſchäfte abweſend ſei und außerhalb des Geſchäftslocales ſich bewege. 

| Auf Grundlage dieſes Verhandlungsergebniſſes hat die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft mit dem Erkenntniſſe vom 27. März 1882, Z. 2097, 
den Joſſel M. wegen des mit ſeinem Einverſtändniſſe begangenen, in 
ſeinem Hauſe ausgeübten unbefugten Getränkeausſchankes durch ſeinen 
16jährigen Sohn Leiſer gemäß § 33 des Geſetzes vom 7. Juli 1876, 
L. G. Bl. Nr. 6 ex 1879, zu einer Geldſtrafe von 200 fl., eventuell 
40 Tagen Arreſtes und den Leiſer M. wegen des demſelben zur Laſt 
fallenden unbefugten Getränkeausſchankes im Sinne der citirten Geſetzes⸗ 
ſtelle zu einer Geldſtrafe von 200 fl., eventuell 40 Tagen Arreſtes 
verurtheilt. 

Den dagegen von Joſſel M. im eigenen und im Namen ſeines 
Sohnes eingebrachten Recurs legte die Bezirkshauptmannſchaft C. der 
Landesregierung mit dem Bemerken vor, daß Joſſel M., wie ſeine 
Gattin und ſeine Kinder wegen der Uebertretung des unbeſugten Brannt⸗ 
weinausſchankes bereits zu wiederholten Malen beſtraft wurden, ohne 
dieſelben von ihrem zur Gewohnheit gewordenen ſträflichen Vorgange 
abbringen zu können. Die Landesregierung hat mit der Entſcheidung 
vom 14. Auguſt 1882 das angefochtene Straferkenntniß in jenem Theile 
desſelben, in welchem Leiſer M. wegen der bezeichneten Uebertretung 
verurtheilt wurde, bei dem Umſtande, als der Thatbeſtand durch die Aus⸗ 
ſagen der einvernommenen Zeugen ſichergeſtellt erſcheint, bezüglich der 
Schuldfrage beſtätigt, die andictirte Geldſtrafe jedoch auf den Betrag von 
100 fl. im Gnadenwege herabgeſetzt. Hingegen wurde jener Theil des Er- 
kenntniſſes, mittelſt welchem gegen Joſſel M. die Strafe verhängt worden 
iſt, behoben, weil das demſelben zur Laſt gelegte Einverſtändniß durch 
die Ausſagen des einen Zeugen Georg P. nicht hinlänglich erwieſen 
erſcheint. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte Joſſel M. im Namen ſeines 
Sohnes Leiſer den Miniſterialrecurs ein, welchen das Miniſterium des 
Innern mit Entſcheidung vom 7. October 1882, Z. 14. 108, nach 8 3 der 
Miniſterialverordnung vom 31. Jänner 1860, R. G. Bl. Nr. 31, 
als unſtatthaft zurückwies, dabei jedoch der Landesregierung behufs Be⸗ 
achtung in künftigen Fällen bemerkte, „daß in Fällen, wo ſich im ge⸗ 
meinſchaſtlichen Haushalte lebende Familienmitglieder am unbeſugten 
Ausſchanke geiſtiger Getränke betheiligten, das Familienhaupt für die 

dadurch begangene Uebertretung verantwortlich und ſtrafbar iſt, wenn 
ficht ganz beſondere Verhältniſſe dieſe Verantwortlichkeit — 
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＋ 1 R Nr. 96. Ausgeg. am 5. October. 
58 
Li teratu Aenderung in den Vorſchriften über die Ausübung des poſtamtlichen 
Dr. Georg Ritter von Thaa, Miniſterialrath im k. k. Handels- Zeitungsdienſtes. H. M. Z. 34.080. 19. September. 


miniſterium: Das Hauſirweſen in Oeſterreich. Mit Benützung amtlicher Verzeichniß von als weitere Sammelſtellen des k. k. Poſtſparcaſſen⸗Amtes 
Quellen dargeſtellt. Wien, Manz, 1884. f beſtimmten Poſtämtern. H. M. Z. 1576. 30. September. 
Die Frage der Regelung des Hauſirhandels wird — wie ſich noch neueſtens, Namensänderung des Aerarial⸗Poſtamtes „Wien, Herrenhaus“ und Er⸗ 


am Wiener Kauſmannstage, gezeigt — immer acuter und die in der Vorrede des mächtigung der Aerarial⸗Poſtämter: „Wien, Minoritenplatz“ und „Neulerchen⸗ 
Werkes prognoſticirte Dringlichkeit einer baldigſten legislativen Maßnahme gewinnt feld“ zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von 
immer mehr au Nachdruck, ſo daß das Vorhaben des Verfaſſers, in einer Mono⸗ Sendungen mit Nachnahme bis 500 fl. H. M. Z. 33.743. 20. September. 
graphie ad hoc alle dieſen Handel betreffenden, derzeit nur ſchwer zu über⸗ Verlegung des Poſtamtes in Tuſchmitz nach Tſchachwitz. H. M. Z. 34.875. 
blickenden Normen und Daten zuſammenzufaſſen, nicht nur an ſich dankenswerth, 28. September. 

ſondern ſehr zeitgemäß erſcheint. In erſchöpfender und doch auf das Weſentlichſte Einführung des Frankirungszwanges für Packete ohne und mit Werth⸗ 
redueirter Darſtellung (136 S.) erhält der Leſer eine vollſtändige Aufklärung über angabe bis 5 Kilogramm nach und aus Schweden. H. M. Z. 34.880. 25. Sep⸗ 
I. Geſchichte des Hauſirweſens, ſpeciell in Oeſterreich, II. die derzeit geltenden tember. 

einſchlägigen Normen, betreffend den Betrieb desſelben, III. die bezüglichen Beitritt der Weit India aud Panama Telegraph Company zum inter⸗ 
Steuer⸗, Stempel⸗ und Gefällsvorſchriften, und IV. Statiſtik desſelben, welche] nationalen Telegraphen⸗Vertrage. H. M. Z. 34.054. 24. September. 

in der Richtung auf Authenticität ſchon deshalb nichts zu wünſchen übrig läßt, Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen Telegraphen⸗Stationen und 
weil dem Verfaſſer die Benützung der amtlichen Quellen in den Miniſte⸗ Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. Z. 33.599. 21. September. 

rien des Innern, der Finanzen und des Handels geſtattet war. Aber auch in (Fortſetzung folgt.) 

der Durchführung der Aufgabe iſt eine Achtſamkeit, namentlich die bei einer 
ſolchen Bearbeitung unerläßliche Wahrung der objeetiven Geſichtspunkte wohl⸗ 
thuend bemerkbar. Dr. G. R. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben den Juſpector der Tabakhauptfabrik in Wien Franz 
Kikowsky zum Oberinſpector der Hainburger Tabakhauptfabrik ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Beamten des Poſtſparcaſſenamtes, und zwar 
Geſetze und Verordnungen. dem Obercontrolor Johann Schön, dem Secretär Eduard Tobiſch, dem Dis⸗ 
ponenten Ludwig Creutzer und dem Hauptcaſſier Karl Boynger das Ritter⸗ 
1883. II. Semeſter. kreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens, ferner dem Controlor Vincenz Laukotzky, dem 
8 ls 12 5 Caſſacontrolor Brando Edlen von Rettich, dem Rechnungsrevidenten Albert 
Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verordnungsblatt upon Verwaltungs: Kulhanek, dem Caſſier Jakob Zawodsky und den Officialen Franz Raaber 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. und Franz Lehmann das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone, endlich den 
Nr. 93. Ausgeg. am 28. September. Officialen Guſtav Kirner und Joſeph Froſchauer, dem Adjuncten Johann 
Beitritt Bulgariens zum Pariſer Uebereinkommen vom 1. Juni 1878, 1 rt d Aalen: a Ge len en 
; 5 eorg Konheisner und den Officialen Geor engele und Leopo ayer 

betreffend den Austauſch von Briefen mit Werthangabe. H. M. Z. 30.428. | 913 bee Berdienftkreuz en, 9 9 5 ) 
20. September. Der Handelsminiſter hat den Telegrapheninſpectoren Johann Ulm und 
Ergänzung des Fahrpoſt⸗Tarifes „Spanien“. H. M. Z. 31.857. 4. Sep⸗ Karl Ipold in Wien Baurathsſtellen bei der Poſt⸗ und Telegraphen⸗Central⸗ 
tember. leitung im Handelsminiſterium, dem Telegrapheninſpector Wenzel Ulrich von 
Inſtradlrung der Brieſſendungen nach Auſtralien, Reunion, Mauritius, Adlerſte in in Prag die Baurathsſtelle bei der Poſt⸗ und Telegraphendirection 


N 5 in Prag, dem Telegraphendirectionsſecretär Georg Höfert in Prag die Bau⸗ 
Madagascar, Mayotte und Noſſi⸗Be. H. M. Z. 33.282. 10. September. rathsſtelle bei der Poſt⸗ und Telegraphendirection in Brünn und dem Tele⸗ 


Aenderung im Briefpoſt⸗Tarife. H. M. Z. 32.747. 11. September. graphendirectionsſecretär Friedrich Struiſchtie in Wien die Baurathsſtelle bei 
ie - ch und aus Tripolis. H. M. Z. 33.080. der Poſt⸗ und Telegraphendirection in Wien verliehen. 
12 n e eee eee 8 Der Handelsminiſter hat den Bezirkspoſteommiſſär Karl Jeglinger zum 


Oberpoſtcommiſſär in Linz ernannt. 
Der Ackerbauminiſter hat den Forſtingenieur Arthur Heidler in Wien 
zum Oberforſtingenieur bei der Forſt⸗ und Domänendirection in Görz ernannt. 


Hinausgabe eines neuen Tarifes für Fahrpoſtſendungen nach Italien bei 
der Beförderung über die Schweiz. H. M. Z. 29.185. 12. September. 
Einſchärfung der Beſtimmungen über die Behandlung der ungenügend 


ſrankirten Correſpondenzen nach Vereinsländern. H. M. Z. 33.252. 14. Sep⸗ 
tember. 


Erledigungen. 

Sanitätsaſſiſtentenſtelle (nichtadjutirte) bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
in Braunau am Inn, bis 10. December. (Amtsbl. Nr. 267.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Inns⸗ 
bruck in der eilften Rangsclaſſe, eventuell eine Forſtelevenſtelle mit einem Adju⸗ 
tum von 500 fl., bis 8. December. (Amtsbl. Nr. 267.) 

Statthaltereiraths⸗ und Landes⸗Sanitätsreferentenſtellen bei der ſteier⸗ 
märkiſchen Statthalterei in der ſechsten Rangsclaſſe, bis 6. December. (Amtsbl. 
Nr. 267.) 

Mehrere Bezirkshauptmannsſtellen, eventuell Statthaltereiſecretärs⸗, Bezirks⸗ 
commiſſärs⸗ und Statthaltereiconcipiſtenſtelle, bis Ende November. (Amtsbl. 


Nr. 94. Ausgeg. am 29. September. 
Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für das Winterſemeſter 1883/4, d. i. für 
die Zeit vom 1. October 1883 bis Ende März 1884. H. M. 3. 28.405. 
15. September. 
Austauſch von Poſtpacketen (Colis postaux) im Verkehre mit der Republik 
St. Marino. H. M. Z. 33.019. 14. September. 
Errichtung, Auflaſſung und Verlegung von königl. ungariſchen Poſtämtern. 


H. M. 8. 29.240. 19. September. Nr. 725 a ene 112 BR 

5 e Zeitschriften: . 90 1 5 7 iulinul«. technungsrevidentenſtelle in der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Rech⸗ 

H. M e 0 Pe eee N nungsofficialsſtelle in der zehnten oder eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilf⸗ 

H. M. Z. 34.995. 26. September. ten Rangsclaſſe bei der niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection, bis 21. De⸗ 
Nr. 95. Ausgeg. am 3. October. cember. (Amtsbl. Nr. 270.) 


Aenderung im Fahrpoſt⸗Tarife „Italien“. H. M. Z. 31.512. 30. Auguſt. 

Errichtung eines Poſtamtes in Welehrad. H. M. Z. 30.858. 15. Sep⸗ 
tember. 

Errichtung eines Poſtamtes in Rohr Bahnhof. H. M. Z. 33.691. 19. Sep⸗ 
tember. 

Errichtung eines Poſtamtes in Jurſchinzen. H. M. Z. 29.240. 19. Sep⸗ 
tember. 

Neuerliche Einſchärfung der Vorſchriften über die Verpackung der Fahr⸗ 
poſtſendungen. H. M. Z. 34.102. 19. September. 

Aenderung im Briefpoſt⸗Tarife. H. M. Z. 34.317. 20. September. 

Vertheilung des Nachtrages Nr. 19 zum Berner Verzeichniſſe der Tele⸗ 


2 ler * 1 
graphen⸗Bureaux. H. M. Z. 34.125. 21. September. M,; 2000 - men! 
Abänderungen und Ergänzungen zur Telegraphen⸗Tarif⸗Zuſammenſtellung. S W ee echt avs. 


H. M. Z. 32.952. 19. September. 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redgeteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


